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Deutfchlaud, 

Berlin, 24. Januar. Mehrere Zeitungen haben nach 
den Kölniſchen Blätern die Antwort des Königs an eine De- 
putallon der Geiftlichfeit der Didzefe Culm mitgetheilt, die ihm mit 
Hinſicht auf die römiſche Frage eine Adreſſe zu Gunſten des Pap- 
ſtes überbracht batte. Der Wortlaut der Erwiderung Sr. Maj. 
iſt nicht feſtzuſtellen, indeſſen iſt ſovlel zu jagen, daß die Antwort 
im Sinne der Grundſäße erfolgt if, die früher in der Thronrede 
in Betreff der römiſchen Frage aufgeſtellt worden find. — Die 
offtztöſe „France“ in Paris glaubt zu wiſſen, daß die Verhand- 
lungen zwiſchen Preußen und Dänemark einen für die Erle- 

digung der nordſchleswigſchen Frage günſtigen Verlauf nehmen, ſetzt 
indeſſen hinzu, daß, wenn elne Verſtändigung nicht hetbelzuführen 
wäre, eine fremde Einmiſchung angezeigt fein würde. Um mog 
lichen Irrthümern hierbei im Voraus zu begegnen, mag wiederholt 
darauf hingewleſen werden, daß nach den vertragsmäßigen Verhält- 
 niffen keine andere Macht als Oeſterreich (direſes auf Grund des 
Prager Friedens) ein Recht hat, ſich in die Löſung der nordſchles⸗ 
wigſchen Angelegenheit einzumlſchen. Durch eine fremde Ein- 
miſchung von anderer als von öſterrelchiſcher Seite würde eine 
beftledigende Löſung der Frage jedenfalls nur gefährdet werden. 
— In Betreff der Spielbanken Angelegenheit können wir 
Folgendes mitthellen: Nachdem der König vor einigen Tatzen die 
Grundsätze, nach welchen die Staatsregierung mit den Spielbank⸗ 
Geſellſchaften über das Aufhören des Spleles unterhandeln will, 
gebilligt dat, werden unverzüglich die Verhandlungen mit den 
Spiel-Unternehmern aufgenommen werden. Es iſt eine definitive 
Erledigung der Angelegenheit bald zu erwarten. Sollten indeſſen 
die Verhandlungen zu einer gütlichen Regelung der Angelegenheit 
uſcht führen, fo würde die Regierung den andererſelts vorgeſchla⸗ 
genen Weg des Austrags durch die Legislative beſchreit'n. — 
Der urſprünglichen Abſicht entgegen wird die Berathung des Pro- 
vinzlalfonds für Hannover vorerſt noch nicht auf die Tages- 
ordnung gejebt werden. Man bat die Erklärung da für darin zu 
„Juden, daß der Angelegenheit ſowohl in parlamentariſchen als Re⸗ 
gierungskreiſen große Aufmerkſamkelt geſchenkt wird. Die ver⸗ 
ſchledenen Fraktlonen haben weder in ſich noch unter ſich bis jetzt 
elner Zr umten Verſtändigung darüber gelangen können. Man 

f „daß es ſich um einen ernſten Gegenſtand handelt 

und daß die Frage eventualiter auf die Stellung der Reglerun 
zum Abgeordnetendauſe von entſcheldendem Einfluß werden kann. 
Die Reglerung ſieht die Angelegenheit bekanntlich von einem höheren 
politiſchen Standpunkte an. Der Präſident v. Forckenbeck hat auf 
dieſe Lage der Dinge Rückſicht genommen und dem Wunſche der 
Vertagung der Verbandlungen über den Provlnzlalfonds Rechnung 
getragen, damit für Berbandlungen genügende Zelt gewonnen 
werde, um eine befriedigende Löͤſung der Sache herbeiführen. 
— In der heutigen Sißung des Abgeordnetenhauſes ſah ſich Herr 


j ‚Dr. Virchow zu der Erklärung genöthigt, daß ſeine über den 


General v. Troſchke gemachten Aruferungen unwahr ſeken. Es 
wird ſich nun noch darum handeln, das „frühere ehrenwerthe Mit- 
glied des Abgeordnetenbauſes“ kennen zu lernen, das Herrn Dr. 
Virchow die betreffenden Mittheilungen gemacht. 
Ereignifje des Jabres 1866 und die Bildung des norddeulſchen 
Bundes haben ſich die Verbaltniſſe des Zollvereins in 
vielen Beziehungen erheblich geändert. Die norddeutjgen Staaten 
und Stagtegebiete, welche ſich zum Theil bisber von den für Preu- 
ben und die andern Staaten beſtebenden Steuern auf Branntwein, 
Taback se: aus geſchloſſen hatten, find jetzt ſammtlich, ſoweit fie dem Zoll- 
beteln angebörten, dieſen Steuern ſeit dem 15. Jull v. J. beigetreten. 
Die Abrechnung der aus dleſen Steuern erwachſenen Einnahmen erleidet 
ſowobl dlerdurch als auch durch bie Erweiterung des preußiſchen 
Staatsgebietes eine erhebliche Abweichung gegen früher. Die Theil⸗ 
nabme an dieſer Beſteueruag iſt in Bezug auf Branntwein auf 
Hannover, Olvenburg, Naſſau, Frankfurt und ſein früheres Gebiet, 
Heſſen- Homburg und die erworbenen balkriſchen und großberzoglich 
heſſiſchen Gebietstbeile ausgedehnt. Die Bevölkerung berechnet ſich 


auf 3,285,064 Köpfe, eben jo viel Antbeile find dader in der 


Berechnung ſeit dem 15. Juli v. J. mehr aufzunehmen. Vom 
15. Juli v. J. ab partizipiren die genannten Landestheile an den 
gemeinſchaftlichen Zolleinnahmen. 


Berlin, 24. Januar. (Haus der Abgeordneten.) 35. Sitzung. 
Präſident v. Forckendeck eröffnet die Sitzung um 101, Uhr. Am Miniſter⸗ 
tiſche: Mehrere Regierunge⸗Kommiſſarien. — Die Bänke des Hauſes ſind 
bei der Eröffnung außerordentlich ſpärlich beſetzt. 

Es wird ſofort in die Tagesordnung eingetreten, Fortſetzung der 
Vorberathung des Etats des Kultus⸗Miniſteriums. — Zu Tit. 13 (Katho⸗ 
liſcher Kultus) macht Abg. Rohden auf den Unterſchied der Eidesformeln 
aufmerkſam, der in den Eiden der katholiſchen und evangeliſchen Pfarrer 
beſtehe, und richtet an die Staatsregierung die Frage, ob fie Wege ein- 
ſchlagen wolle, dieſe Verſchiedenheit zu beſeitigen. — Der Regierungs 
Kommiſſar, Unterſtaats⸗Sekretär Lehnerdt bedauert, daß der Abgeordnete 
dieſe 11 nicht vorher formulirt und ihm dadurch Gelegenbeit gegeben 
habe, die nöthige Information einzuholen. Er könne nur erklären, daß er 
die Anfrage zur Kenntniß des Kultusminiſters bringen und dem Haufe 
Antwort geben wolle. — Zu Tit. 19 (Univerfitäten) liegen verſchiedene 
Anträge vor. Die Kommiſſarien des Hauſes beantragen, die Regierung 
aufzuforbern: „Die bereits in der vorigen Seſſton empfohlene Einrichtung 
landwirthſchaftlicher Lehrſtühle an der Univerfität zu Königsberg und Bres⸗ 
lau, jo wie gleichfalls an der Univerſität zu Kiel und die Einrichtung der 
für dieſe Lehrſtühle erforderlichen akademiſchen Neben ⸗Inſtitute auf den Etat 
des Jahres 1869 zu bringen.“ — Abg. Leſſe beantragt: „Die Staats⸗ 
regierung aufzufordern, an mehreren preußiſchen Univerſitäten, mindeſtens 
aber an der Univerſität zu Berlin, die Errichtung eines beſonderen Lehr- 
ſtuhls für Handelsrecht herbeizuführen.“ — Abg. Dr. Forchhammer bean⸗ 
tragt: „Die Staatsregierung aufzufordern, dafür Sorge tragen zu wollen, 
daß die ſeit 1849 vakante Stelle eines Muſildirektors an der Univerſität 
zu Kiel wieder beſetzt werde.“ — Endlich beantragt der Abg. Dr. Virchow: 
„Die Staatsregierung aufzufordern: 1) dafür Sorge zu tragen, daß höhere 
techniſche Lebranſtalten, welche neu errichtet werden,. B. Forſtlehranſtalten, 
in unmittelbaren Anſchluß an die Univerſitäten gebracht werden; 2) der 
Königl. Univerſitätsbibliothek zu Berlin die von den Studirenden zu Biblio⸗ 
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Gebühren zufließen zu laſſen, ſo 
U zur Verfügung zu ſtellen. 
fehlt: den Antrag Virchow, Abg. Leſſe 
Letzterer) dürfe nicht als Nebenſache 
lle Kraft eines Gelehrten in An⸗ 
„Staatsſekretär Lehnerdt: 
ng der in dem Antrage Leſſe an⸗ 
es aber auch möglich ſein werde 
er keine Zuſicherung V Es 


thekszwecken gezahlten Immatriku 
wie für dieselbe ein ausreichende! 

Abg. Schmidt (Stettin) 
den ſeinigen. Das Handelsrecht 
behandelt werden; denn es ne 
ſpruch. — Regierungs⸗Kommiff 
taatsregierung werde ſich der 
eregten Frage nicht entziehe 
ſchon für das nächſte Jahr, dart 
werde ſeine Schwierigkeiten habe 
gründen in der Art, daß der Ti 
ſtande beſchäftige. Dies ſei eine 
Antrag annehmen, ſo werde die 
ſprechen. In Berlin leſen ſchon 
ihrer Aufgabe vollkommen gen 
langend, jo könne er nicht zuſag 


ſolche Nominal⸗Profeſſur zu be⸗ 
derſelben ſich nur mit dieſem Gegen⸗ 
ge der Zukunft. Sollte das Haus den 
ert gi ch bemühen, demſelben zu ent ⸗ 

ocenten das Handelsrecht, welche 
den Antrag des Dr. Virchow an⸗ 
0 ß die Regierung dem darin berührten 
Projekt näher treten werde. G das Gegentheil. — Abg. Dr. El ⸗ 
liſſen erklärt, er habe in B uf die Univerfität Göttingen, welche als 
Perle der deutſchen Wiſſenſ fehen ſei, Anträge ſtellen wollen, dies 
jedoch unterlaſſen, weil er die ohlwollenden Intentionen der Regierung 
für die Univerſität kenne. Er dieſe Anträge nur als Wunſch aus⸗ 
ſprechen, der dahin gehe, daß Eiweiterte Mittel für die Univerſität bewilligt 
werden möchten zum Bau des für naturwiſſenſchaftliche Samm⸗ 
lungen, für die Bibliothek und a Errichtung einer Augenklinik. — Reg. 
Komm. Geh. Rath Knerk: D taatsregierung habe die Bedürfniſſe der 
Univerſität ernſt geprüft und w e ch freuen, wenn die finanziellen Ver ⸗ 
hältniſſe des Landes geſtatten, ſelben recht bald zu 1 4 — Abg. 
Dr. Forchhammer vertheidichß feinen Antrag. — Reg.⸗Komm. Geh 
Rath Knerk erwidert, daß in zieſer Beziehung Anträge formnlirt und 
beſtimmte Perſönlichkeiten bezeichtet werden müßten. 

Abg. Dr. Gneiſt: Der Kutrag Leſſe, ſo wohl gemeint er ſei, ent ⸗ 
ſpreche durchaus nicht den tha chen Verhältaiſſen. Das Handelsrecht 
werde von ſechs Lehrern neben nder geleſen; man konne buchſtäblich 
den ganzen Tag Handelsrecht en. Kein einziger Zweig ſämmtlicher Fa⸗ 
kultäten ſei dem Personal nach h ſtark beſetzt, als das Handelsrecht. (Hört! 
hört!) Das Haus dürfe keine Rfotektion für eine beſtimmte Fakultät über⸗ 
nehmen, ſonſt gebe es noch weil wichtigere Zweige der Wiſſenſchaft, für die 
eine Protektion nöthig wäre; kr erinnere nur daran, daß das preußiſche 
Landrecht, alſo das eigene Landrecht, nicht eine eigene Profeſſur habe. — 
Abg. Schmidt (Stettin) fordert die Staatsregierung auf, den einzigen 
Lehrſtuhl für ſlawiſche Sprache an der Univerſität Breslau, der ſeit dem 
Tode des Profeſſors Cybulski Ieant ſei, wieder zu beſetzen. — Regierungs 
Kommiſſar, Uuterſtaats Sekret lehnerdt: Die Staatsregierung ſei be⸗ 
müht geweſen, einen Erſatz FÜR Profeſſor Cybulski zu finden; es ſei ihr 
aber bis jetzt nicht möglich gen Die Regierung ſetze jedoch ihre Ber 
mühungen fort. — Bei der A mung wird der Antrag Forchhammer ab⸗ 
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8 angenommen. 
Zu Tit. 21 (Gymnaſten alſchulen) beantragt die Kommiſſion 
N rung dringend 3 daß ſie 
res 1 den Normal⸗Etat für die K. Gymna⸗ 
anhalte. 2) In Erwägäng der von der K. Staatsregierung ſtets anerkann⸗ 
ten und von der Landesvertretung wiederholt und dringend befürworteten 
Unterrichtsbedürfniſſe des Großh. Poſen, das Miniſterium der geiſtlichen, 
Unterrichts- und Medizinal⸗Angelegenheiten nochmals aufzufordern, dem 
vom Hauſe der Abgeordneten in der letzten Seſſion angenommenen An⸗ 
trage: „Den dringenden Bedürfniſſen der katholiſchen Bevölkerung des 
Großherzogthums Poſen durch Errichtung dieſem Bedürfniſſe entſprechender 
höherer, Lehranſtalten, vor Allem eines katholiſchen Gymnaſiums im Regie⸗ 
ru Bromberg, ſchleunige Abhälfe zu verſchaffen“, Genüge leſſten 
zu wollen. 

Der Regierungs⸗Kommiſſar Unterſtaats Sekretär Lehner dt erklärt ſich 
mit dem Autrage 1 einverſtanden, da es der Staatsregierung nur böchft 
willkommen ſein könen, wenn es ihr gelinge, dem lange gefühlten Bedürf⸗ 
niß abzubelfen. — Abg. Dr. Koſch beſoricht die Frage wegen der An. 
ſtellungsfähigkeit der Juden als Lehrer und Richter. Er ſpricht zunächſt 
dem ce e ſeine Freude und ſeinen Dank darüber aus, daß end⸗ 
lich die der Anſte ung jüdiſcher Profeſſoren entgegenſtehenden Paragraphen 
der Statuten der Univerſität Königsberg aufgehoben ſeien. Leider ſtehe es 
mit der Anſtellung jüdiſcher Lehrer der Oymnaſien und Realſchulen anders. 
In dem Reglement über die Prüfung pro facultate docendi werde be⸗ 
ſtimmt, daß die Juden unter den vorſchriftsmäßigen Bedingungen zur Prü⸗ 
jung zugelaſſen werden können, daß ihnen aber zu eröffnen ſei, daß ſie 
durch Ablegung der Prüfung einen Anſpruch auf die Zulaſſung zum Probe⸗ 
jahr oder auf Anſtellung an höheren Lehranſtalten der Monarchie nicht er- 
langen. Daraus ergebe ſich, welches Labyrinth von Widerſprüchen noch 
zwiſchen den Verfügungen des Kultus-⸗Miniſters beſtänden. Das Haus 
habe wiederholt auf Abhulfe gedrungen. Aeonliche Zustände exiſtirten in 
den neuen Provinzen bisher nicht. Wie ſei es möglich, daß eine ⸗taats 
regierung, die von dem Patriotismus ihrer jüdiſchen Mitbürger die kräſtig⸗ 
ſten Veweiſe habe, immer neue Verunglimpfungen derſelben zulaſſe. Durch 
ein ſolches Verfahren ſchaffe man keinen Rechtsſinn und kein Recht bewußt⸗ 
fein, ſondern das Gegentheil. Das preußiſche duum cuique gebühre den 
Juden auch. (Beifall.) 

Abg. Dr. Paur fragt die Staatsregierung, ob dieſelbe den früheren 
Plan zur Gründung eines zweiten Gymnaſtums in Breslau wieder auf; 
nehme und ob dies nicht bald geſchehe. — Regierungs Kommiſſar Leb 
nerdt: Geſetzlich iſt die Regierung nicht berechtigt, die Gemeinden zur 
Gründung von höbern Lebranſtalten zu zwingen. Die einzige Maßregel 
iſt die, mit Schlie ung ſolcher Gymnaſien zu drohen, die durch ihre Uever⸗ 
füllung ihrem Zwecke nicht mehr genügend zu eutſprechen vermögen. Wenn 
in der Provinz Poſen die Zahl der katholiſchen Lehrauſtalten nicht im rich⸗ 
tigen Verhältuiſſe zu der Zahl der kathol ſchen Bevölkerung zu ſtehen ſcheint, 
jo, beruht dies keineswegs auf Nichtberückſichtigung der katholiſchen Gym⸗ 
naſien, ſondern auf dem Umſtande, daß der größere Theil der katholiſchen 
Bevölkerung die dortigen höheren Lehranſtalten weniger in Anfpruch nimmt, 
als die evangeliſchen Einwohner. — Abg. Dr. Techow: Aus allen Aeuße⸗ 
rungen der Regierung iſt es nicht möglich zu erfahren, welche Stellung fie 

egenüber der Anftelung jüdiſcher Lehrer einnimmt. Die Gymnaſien er⸗ 
lärt fie für evangeliſch oder katholiſch, alſe bleibt für die Juden kein Raum 
mehr. In Poſen war ſeit längerer Zeit ein jüdiſcher Lehrer, Dr. Jutro- 
ſiuski, vom Magiſtra angeſtellt und in feiner Stellung weiter aufgerückt, 
ohne vom Ministerium definitiv beftätigt zu ſein. Im Februar 1867 
wandte ſich die Kommunalbehörde deshald an den Kultusminiſter und ver- 
langte die endgültige Anſtellung des Lehrers. Bis jetzt iſt eine Antwort 
nicht erfolgt. Es iſt dringend wünſcheuswerth, daß die Regierung offen 
ihre Stellung zeigt, denn wenn ſie die Anſtellung jüdiſcher Lehrer nicht ge⸗ 
ftattet, jo bleibt es unerſichtlich, wie fie dieſelben an einer Schule Jahre 
lang beſchäftigen laſſen kann. Möge man endlich dahin gelangen, daß der 
Gleichheit der Pflichten auch eine Gleichheit der Rechte entſpreche. (Beifall.) 
— Abg. Herrlein klagt darüber, daß man in Kurheſſen, wo bisher eine 
Scheidung der Lehranſtalten nach den Konſeſſionen undekannt war, die 
Simultanſchulen plötzlich in Konſeſſionsſchulen umgewandelt habe. — Re⸗ 
gierungs⸗Kommiſſar Lehn erdt: Die Bezeichnung der heſſiſchen Gymna⸗ 
ſien nach ihrem konfeſſionellen Charakter beruht auf einer Mittheilung der dor⸗ 
tigen Regierung. Eine rechtliche Anerkennung einer beſtimmten erffufiven kon⸗ 
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feſſtonellen de dae der heſſiſchen Oymnaſien iſt Seitens der frübern 
Regierung nicht ausgeſprochen. An den Gymnaften unterrichten Lehrer 
verſchiedener Konfeſſton. Die Staatsregierung tritt dieſer Frage immer 
näher und macht ſich darüber ſchlüſſig, welcher konfeſſionelle Cherakter den 
Oymnaſien beizulegen ſei. 

Abg. Laßwitz: In Breslau haben wir ein Grunbſtück angekauft, 
ein prachtvolles Gebäude errichtet für ein Gymnaſium und eine Realſchule, 
die Schüler ſind in Maſſen vorhanden. Die ſtädtiſchen Behörden haben 
beſchloſſen, die Schulen konfeſſionslos einzurichten, die Regierung hat es 
nicht genehmigt und der Regierungs⸗Kommiſſar hat geſagt, die Sache 
ſchwebe noch; ich glaube, es iſt ſcon ein Jahr, daß die Sache ſchwebt. 
(Hört! hört!) Wenn der Herr Regierungs⸗Kommiſſar ſagt, man müffe 
erſt die praltiſche Erfahrung haben, jo glaube ich, bei uns liegt die Sache 
umgekehrt; wir haben die praktiſche Erfahrung, das Gebäude iſt errichtet, 
die Kinder wollen in die Schule, die Regierung läßt fie nicht hinein. 
(Heiterkeit.) Ich glaube, wenn die ſtädtiſche Behörde eine dieſer Schulen 
für die jüdiſche Konfeffton hätte beſtimmen wollen, fo würde die Regierung 
auch Auswege ſuchen. Es iſt wirklich traurig, daß wir aus dieſem vitiöſ en 
Kreiſe nicht herauskommen. Das Publikum, die Bevölkerung mit geſundem 
Sinn bat ganz andere Anſchauungen in Bezug anf konfeſſionelle Verhält⸗ 
niſſe, als ſie von Seiten des Kultusminiſteriums ſich äußern, und wenn 
dies noch lange fo fortgebt, ſo könnte der konfeſſionelle Frieden leicht ge⸗ 
fährdet werden. Anzeichen dafür liegen bereits vor. — Reg. ⸗Kommiſſar 
Lehnerdt: Ich halte mich für verpflichtet, die Beſorgniſſe des Herrn 
Vorredners wegen der Nichtgenehmigung einer jüdiſchen Realſchule in 
Breslau zu beſeitigen. Es beſteht eine jüdiſche Realſchule in Frankfurt 
a. M.; will die Judenſchaft in Breslau eiue ſolche errichten, ſo wird die 
Regierung dies nicht verweigern. Wenn der Herr Vorredner ſich auf die 
Stimme des Volkes bezieht, ſo kann ich ihm ſagen, daß an die Regierung 
Stimmen in ganz entgegengeſetztem Sinne, und zwar aus ſehr geachteten 
Kreiſen, gelangt find, und daß fie die Verpflichtung hat, allen Seiten ge- 
recht zu werden. — Der Antrag 1 der Kommiſſarien des Hauſes wird mit 
großer Majorität angenommen. — Zur Spezialdebatte über den zweiten 
Antrag der Kommiſſarien erhält das Wort der Abg., Leſſe: Die Zahl der 
höheren Bildungsanftalten bedarf allerdings einer Vermehrung; in Poſen 
kommt ein Gymnaftum auf 148,555 Einwohner, in Weſiphalen auf 77,096. 
Auch die Frequenz iſt danach verſchieden; der Durchſchnitt der Schülerzahl 
eines Gymnaſiums beträgt in Poſen 358, in Weſtphalen 197. Poſen hat 
9 Gymnaſien und 1 Progymnaſium; 4 ſind evangelisch, 3 ſimultan, 2 fa- 
tholiſch. Das Bedürfniß der Vermehrung der böheren Bildungs anſtalten 
wird dadurch deutlich. Ich und meine Freunde halten es aber für notb- 
wendig, dieſem Bedürfniß durch Errichtun; von Simultan⸗Gymnaſien ab⸗ 
zuhelfen, da wir es mit einer Provinz gemiſchter Nationalität und ge ⸗ 
miſchter Konfeſſton zu thun haben. Ein großer Theil der Gemeindevor⸗ 
ſtände und Kommunen hat ſich dieſer Aufl angeſchloſſen. Dadurch wird 
der konfeſſtonelle Frieden am beften erhalten ag“ 

Abg. Kantaf befürwortet den Antrag namentlich mit Rückſicht dar- 
auf, daß die Bevölkerung Poſens in ihrer überwiege den Majorität katho⸗ 


liſch ſei. — Von den Abgg. v. Hennig und Leſſe wird ein Antrag einge⸗ 


reicht, der auf die Errichtung von Simultan-Gymnaſien in der Previnz 
Poſen mit hinreichender Sorge für den Unterricht in der polniſchen Sprache 
eht. — Abg. Witt wendet ſich gegen Kantak und empfiehlt den Hennig⸗ 
chen Antrag. — Abg. v. Tempelhof: Die Zahl der katholiſchen Schu⸗ 
len hat ſich in der letzten Zeit verachtfacht, die der evangeliſchen nur ver⸗ 
dreifacht. Ich erkenne für höhere Bildungsauſtalten das Bedürfniß des 
konfeſſionellen Charakters nicht an. Außerdem iſt gerade die katholiſche 
Religion nicht beſonders geeignet, freie wiſſenſchaftliche Anſtalten zu leiten. 
(Oh! Oh!) Da kann es Niemanden Wunder nehmen, wenn die Regie⸗ 
rung etwas vorſichtig iſt mit Einrichtung katholiſcher Oymnaſien. In un⸗ 
ſerer Provinz iſt die Religion das Zeichen der Nationalität ; ein katholiſches 
Gymnaſium iſt gleichbedentend mit einem polniſchen, um ſo mehr haben 
wir Grund, mit einem ſolchen Beſchluß nicht zu eilig zu ſein. — Abg. 
Bieck halt es für eine Pflicht der Regierung, dem anerkannten Bedürfniſſe 
der katholiſchen Berölkerung in der Provinz Poſen auf Errichtung eines 
katholiſchen Gymnaſiums nachzukommen, und ſpricht ſich auch im Prinzipe 
für den kon eſſionellen Charakter der höheren Bildungsanſtalten aus. Red» 
ner proteſtirt zum Schluſſe unter lebhaftem Beifall der rechten Seite des 
Hauſes gegen die Behauytung des Vorredners, doß die katholiſche Kirche 
der freien Wiſſenſchaft feindlich ſei. — Abg. v. Hennig: Es ift nicht rich⸗ 
tig, wenn der Staat mit Einrichtung höherer koufeſſioneller Schulen vor⸗ 
eht. Schon Ladenberg babe ausgeſprochen, daß schulen, welche ausſchließ⸗ 
lich aus Staatsfonds dotirt werden, keinen konfeſſtonellen Charakter haben 
dürften; dieſer Charakter iſt nur dann zu rechtfertigen, wenn die Dotation 
der Schule auf einer konfeſſionellen Stiftung beruht. 

Es wird darauf der Antrag der Kommiſſarien mit überwiegender 
Majorität angenommen Vicepräſident v. Koller will auch über den An⸗ 
trag v. Hennig und Leſſe abſtimmen laſſen, aber der Wide ſpruch des Hau⸗ 
ſes und die Erklärung des A g. v. Hennig, daß er feinen Antrag nach der 
letzten Abſtimmung ſeloſtverſtandlich zurückziebe, und daß er dem Haufe 
nicht die Errichtung eines katvoliſchen und eines Simultan Gymnaſtums 
im Großberzogthum zumuthen werde, läßt es nicht daz kommen. — Es 
folgt der Abſchuitt Elementar-Wuterrichtswejen. Zu Titel 22. und 23. 
Schullehrer Seminare 338,535 %, Elementarſchulen 725,109 liegen 
folgende Anträge vor: 1) Von den Kommiſſarien des Haujes 4. die Negie- 
rung aufzufordern, den Dispoſinonsſond von 12,%0 Tolen. zu Beſoldun⸗ 
gen und Zuſchüſſen für Elementarlehrer um ein Bedeutendes im Etat pro 
1869 zu exhöven: „ die Regierung zu erſuchen, auch deujenigen ilitar⸗ 
pflichtigen Elementarlehrern und Schulamts Kandidaten, welche nicht auf 
einem Schullehrer⸗Sen inar hre Vorbildung e halten haben, die Ver gün⸗ 
ſtigung einer nut ſechswochentlichen Dienſtpflich! gewa ren zu wollen. 2) 
Bon deu Abgg Bieck, Pelomski und Wantrap: die Regierung außufor⸗ 
dern, zur Be beſſerung des Gehalts der Ele mentarlehrer, ſowie zur Erg ich⸗ 
tung neuer Schulſyſteme eine größere Summe auf den Staatsha sbalts⸗ 
Etat dringen zu wollen. — Abg Hur kort (won der Redue tribüne) vleibt 
abſolut unverſtändlich; er ſcheint über die zu geringe Beſoldung der Ele⸗ 
mentarlebrer zu jprechen. Abg. Schlichting (gleichfalls von der Red⸗ 
nertribüne und deshalb ſehr ſchwer verſtändlich): Die Seminarien ftehen 
zum großen Theil ſchon leer, da Niemand mehr ſeine Kinder zu Elemen⸗ 
tarlehrern hergeben will, nicht blos wegen der geringen Beſoldung, ſondern 
auch wegen des nachtheiligen Eiufluſſes, den die Regulative auf die Volks- 
bildung ausüben. — Abg. Graf Renard leukt die Aufmerkſamkeit des 
Hauſes auf den niedrigen Standpunkt der Volksbildung in Oberſchleſien. 
Im Regierungs-Bezirk Opp In fehlten nahezu 300 Lehr r. (Hört! hort!) 
Die neu bewilligte Schulrathsſtelle wird dem nicht abhelſen können. Das 
iſt gerade fo, als wenn man Jemand, der Tage lang gebungert vat, einen ö 
Potsdamer Zwieback darreichen wollte. (Heſterkeit.) Der Grund dieſes 
Uebelſtandes liegt nicht blos in der Kärglichkeit des Lehrergehalts und in 
den unzureichenden Räumlichkeiten; der Grund liegt vielmehr mit in dem 
Gebrauch zweier Sprachen in den Volksſchulen, ohne daz man auch Sorge 
if fur die genügende Ausbildung der dazu erforderlichen Lehrer. Ich 
will einen beſtimmten Antrag nicht ſtellen, indem ich von dem guten 
Willen des Kultusminiſters überzeugt bin, ich möchte ihn aber bitten, bei 
der nächſten Budgetaufſtellung auch der nach geiſtiger Nahrung hungernden 
oberſchleſiſchen Kinder zu gedenken (Beifall). — Die Sitzung wird vertagt. 
Zu einer perſönlichen Erklärung erhält das Wort der Abg. Dr Virchow: 
Ich habe anzuzeigen, meine Herren, daß mir inzwiſchen Mittheilungen zur 
erg find, nach denen die Angaben, die ich neulich über den Herrn 

eneral v. Trofake machte, unrichtig waren. Ich konſtatire das hiermit 
ausdrücklich. In dem Briefe waren noch einige andere Mittheilungen ge⸗ 
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macht, ich enthalte mich daraäf einzugzhen, da dieſelben das Haus nicht in⸗ 
tereſſiren und ihren Weg durch die Preſſe in die Oeffentlichkeit finden wer⸗ 
den. — Schluß der Sitzung 4 Uhr. Nächſte Sitzung Sonnabend 10 Uhr. 
Tagesordnung: Fortſetzung der Berathung des Etats des Kultus⸗Miniſte⸗ 
riums, der Eiſenbahnverwaltung und des Berg-, Hütten⸗ und Salinen⸗ 


weſens. 

— An Bord Sr. Majeſtät Schiff „Meduſa“ find Verſuche 
gemacht worden, eigenes Gebäck am Bord herzuſtellen, die ein ſo 
günſtiges Reſultat gebabt haben, daß von der Marineverwaltung 
die allgemeine Einführung der Selbſtbereltung friſchen Brotes am 
Bord der in Dienſt geftellten Kriegs ſchiffe angeordnet worden iſt. 

— Auf dem Babnhofe der Main-Nedar-Bahn zu Heppenheim 
an der Bergſtraße fand am 20. d. M. wiederum eine Erplofion 
einer mit Knallſilber gefüllten, nach Frankfurt beſtimmten Kiſte 
ſtatt. Der Güterexpediteur if lebensgefährlich verwundet. Der 
Abſender der Kiſte iſt zur Zeit noch unbekannt. 

München, 23. Januar. In der Abgeordnetenkammer 
wurde deute der Aus ſchußantrag bezüglich des Gewerbegeſetzes an ⸗ 
genommen. Eine Verſtändigung über die noch obwaltenden Mei⸗ 
nungsverſchledenbeiten wird erwartet. Vorgelegt wurden heute die 
Geſetzentwürfe über die Rechts verbältuiſſe der Genoſſenſchaften und 
Aktiengeſellſchaften, jomie über Schließung und Trennung von Eben 
zwiſchen Mitgliedern der vom Staate nicht anerkannten religiöſen 
Sekten. — Ferner wurde das vom Krlegeminiſter aufgeſtellte Kon- 
tingentsgeſetz mit einigen Modifikationen und mit Berückſichtigung 
des im Relchsrathe ausgeſprochenen Wunſches in Bezug auf das 
Avancement angenommen, Der Antrag wegen vierjähriger Dienft- 
jeit der Kavallerie wurde verworfen, jedoch ſteht darüber eine Ber- 
ſtändigung in Ausſicht. N 

Ausland. 

Wien, 24. Januar. Wie die „Oeſterreichiſche Korreſpon 
denz“ mittdeilt, haben die preußiſchen Offisiere, welche den Leichen ⸗ 
ſelerlichketten des Kalſers Maximiltan beimohnten, ſämmtlich Orden 
erhalten und zwar iſt dem General v. Brauchitſch das Großkreuz 
des Leopoldordens, dem Oberſt v. Williſen das Kommandeurkreuz 
desſelben Ordens, dem Rittmeiſter v. d. Gröben der Orden der 
elſernen Krone dritter Klaſſe, den Lleutenants v. Wedell und v. 
Braucitih das Ritterkreuz des Joſephordens verliehen worden. 

Peſth, 20. Januar. Der Köntg wird in nächſter Zeit die 
Stadt Agram beſuchen. 

Prag, 21. Januar. Proletarlerhaufen durchziehen, den Bur- 
ſchenmarſch pfeifend, die Hauptitraßen, die Fenſter des Carolinen- 
Gebäudes und des deutſchen Landestheaters einwerfend. Militär 
ſchreltet ein und zieht Verſtärkungen an. Arretirungen und leichte 

erwundungen durch Säbelbtebe find vorgekommen. 

Amſterdam, 24. Januar. Dle Reſultate der Neuwahlen 
zur zweiten Kammer find jetzt faſt vollſtändig bekannt; das Ver⸗ 
hältniß der Parteien iſt nur wenig grändert, doch haben die Liber 
ralen einige Stimmen gewonnen. 

Paris, 22. Januar. In der heutigen Sitzung des Mi- 
niſterrathes iſt endgültig die Emiſſton der Anleihe von 400 Mill. 
entſchleden worden. Außerdem ſollen aber noch aus der Dota- 
tlonskaſſe der Armee 8 Mill. Fr. Renten, als ungefähr 170 Mill. 
Kapital, auf den Markt gebracht werden. Die Regierung unter- 
laßt nichts, um das Zuftandefommen des Anlehene zu begünfligen. 
— Außer dem Rundſchreiben des Minifters des Innern an die 
Präfekten, das heute von der „France“ beſtätigt wird, iſt nunmehr 
auch das friedliche Manifeſt des aiſers, angeblich in Geſtalt eines 
Briefes an den Staatsminiſter, heute an die hohen Würdenträger 
des Reiches vertheilt worden. In einigem Wiverſpruche zu dieſen 
Kundgebungen ſteht leider die Haſt und der Eifer, mit welchem 
die militäriſchen Rüſtuntzen fortgeſetzt werden. Auf der Oſtbahn 
macht man jetzt Verſuche mit der Drganijation von Eiſenbahnzü⸗ 
gen für die Verwundeten, um dieſelben in einem demnächſtigen 
Kriege praktiſch anzuwenden. Eben jo geht man mit äußerſter 
Schnelligkeit mit der Organtſatlon der mobilen Nationalgarde zu 
Werke, obwohl doch das betreffende Geſetz noch gar nicht von 
dem Senate votirt worden if. Ende Februar ſollen die Kadres 
ſchon aufgeſtellt und die Kontingentszahl auf die einzelnen Kan- 
tone vertheilt ſein. Im nächſten Mai bereite denkt man zum 
erſten Male die vlerzehntägige Uebung der neuen Korps vorzuneh- 
men. Dabet lauten die Berichte aus dem Innern des Landes 
noch immer düſter genug. Die Arbeitsloſigkeit nimmt zu. In der 
Gegend von Lyon haben abermals mehrere Hunderte von Selden⸗ 
webſlüblen ihre Arbeit ei ſlellen müſſen. 1 

Paris, 24. Januar. Gutem Vernehmen nach hat Grie⸗ 
chenland feinen Beitritt zum internationalen Münzvertrage erklärt. 

Florenz, 23. Januar. Bei der heutigen Fortſetzung der 
Berathung über das Einnabmebudget für 1868 genehmigten dle 
Deputirten Artikel 14 desſelben, die Beſteuerung von Lebensmitteln 
betreffend. Bel Diekuſſton des Artikels 18 über die Lotterie bean- 
teagte Mazzarella zur Tagesordnung überzugehen und die Regie- 
rung aufzufordern, auf Mittel und Wege zur Abſchaffung der Lot⸗ 
terte zu denken. Der Finanzminiſter Cambray-Digny erwiederte, 
er könne dieſe wichtige Einnahmequelle nicht aufgeben und außer- 
dem würde die Abſchaffung der Staats- Lotterie das größere Uebel 
der Privat-Roıterieen hervorrufen. Die beantragte Tagesordnung 
wurde darauf verworfen und dle Kammer genehmigte gleichfalls die 
Veranſchlagung einer Summe von 60 Millionen als Einnahme aus 
der Lotterie für das Jahr 1868. Der Deputirte Billa kündigte 
an, dle Reglerung wegen der Ernennung Gualterlos zum Haus- 
minifter bei Gelegenheit der Diskuſſion über die Eivilifte des Kö- 
nigs interpelltten zu wollen. 

— 24. Januar. Seitens der ſpaniſchen Regierung iſt eine 
befriedigende Antwort auf die letzte diesſettige Note, betreffend die 
Erwähnung der ttalieniſchen Verhältniſſe in der ſpaniſchen Thron⸗ 
rede bier eingegangen. — Der italtentjche Geſandte am ruſſiſchen 
Hofe, Marquis Catacctolo iſt hier eingetroffen; deiſelde wird ſich 
demnächſt wieder auf ſeinen Poſten nach St. Petersburg zurück⸗ 
begeben. 

; Nom, 24. Januar. Das franzöſiſche Trans portſchiff „La 
Moſelle“ von Toulon iſt heute in Eivita - Beehia mit Artillerie- 
Munition eingelaufen. 

Madrid, 23. Januar. Ein Dekret der Königin ertheilt 
den bet den Auffländen von 1866 und 1867 fompromittirten Per- 
ſonen volle Begnadigung. Ausgenommen find nur die Abweſenden 
und in contumaciam Verurteilten. Ein zweites Dekret begna⸗ 
digt die von der Handels- und Kriegsmarine deſertltten Matroſen. 

Kopenhagen, 24. Januar. In der heutigen Sitzung des 
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Volksthings erklärte der Konſellpröſſdent, er könne die Mitthei⸗ 
lungen über die Verhandlungen, betreffend die Abtretung der weſt⸗ 
indiſchen Inſeln, nicht fließen, ohne feine wärmſte Anerkennung 
für die loyale und entgegenkommende Haltung der Regierung der 
Vereinigten Staaten in dieſer Angelegenheit aus zuſprechen. 

Petersburg, 24. Januar. Das „Journal de St. Pe- 
tersbourg“ beantwortet einige Artikel der Parijer Blätter „Journal 
des Débats“ und „Patrie“ in folgender Weiſe: Rußland iſt ebenſo 
wie Frankreich eine große und ſtarke Macht. Ohne die Sucht, 
feine Grenzen zu erweitern, will es mit ſeinen Nachbarn in Frle⸗ 
den leben. Die Begründung des Woblſtandes im Innern iſt die 
Hauptaufgabe Rußlands und fein Ehrgeiz beſteht darin, ſich euro⸗ 
pätſche Induſtrie, Handel und Kunſt vollſtändig anzueignen. Ruß⸗ 
land ſchreitet mit Vorſicht und ohne Haß gegen fremde Natlonen 
vorwärts und die ruſſiſchen Völker find von Natur tolerant und 
mitleidsvoll gegen das Unglück ſowobl innerhalb als außerhalb 
ihres Landes. Sie beanſpruchen nirgend eine Uebermacht, werden 
aber nicht die ungerechtfertigten Anſprüche Anderer zugeben. Sie 
wünſchen einen durch Eintracht der Regierungen und Freundſchaft 
der Völker konſolldirten Frieden. Wer den Krieg unvermeldlich 
macht, übernimmt eine furchtbare Berantwortlichkeit und wird den 
Fluch der Geſchichte zu tragen haben. In der Gegenwart iſt ein 
Krieg nicht eine Quelle des Ruhmes, ſondern nur ein Unglüd. 

Zoula, 14. Januar. Es wird gemeldet, daß der König 
Tbeodorus in Wadela jet und fi den Rebellen von Dalanta 
unter Godazyle gegenüber befinde. Man ſtebt einem heftigen 
Kampfe entgegen. Godazple hat eine freundſchaftliche Botſchaft 
an Napier geſandt. e 

Newyork, 11. Januar. Im Repräſentantenhauſe wurde 
der Beſchluß gefaßt, den Präſidenten Jobnſon zu erſuchen, ſich zu 
Gunſten des in Kanada wegen feniſcher Umtriebe gefangen gehal- 
tenen Prleſters Mac Mahon, forte für die in Irland verurthell⸗ 
ten amerikaniſchen Bürger Lynch, Warren, Nagle und Andere bei 
der Königin von England verwenden zu wollen. 

— Geſtern Abend fand in Waſhington ein Mafjenmeeting 
ſtatt, von welchem Reſolutlonen über die Wahrung der Rechte ame- 
rikaniſcher Bürger im Auslande angenommen wurden. Andere Re⸗ 
jolutionen tadeln den amerikanſſchen Geſandten in London, Adams, 
weil derſelbe fi der in England und Irland gerichtlich verfolgten 
amertkaniſchen Bürger nicht angenommen und ſich dadurch einer 
Pflichtverſäumniß ſchuldig gemacht haze. Das Meeting richtet des⸗ 
halb an den Senat die dringende Aufforderung, im Wege ver- 
beſſerter Geſetzgebung für den Schuß des amerlkaniſchen Bürger⸗ 
rechts im Auslande Sorge zu tragen und der harten Behandlung, 
welche amerikanſſche Bürger Seitens der eugliſchen Behörden zu 
erleiden Hätten, in Zukunft vorzubeugen. Achnliche Meetings ſind 
in anderen Städten, und zwar hauptſächlich auf Anſtiſten der Fe⸗ 
nier oder ihres Anhanges, abgehalten worden. 


Pommern. 
Stettin, 25. Januar. Die Eis fiſcherel auf dem Damm⸗ 
ſchen See, dem Papenwaſſer und dem Haff iſt in dieſem Winter 


nicht jo ergtebig, als dies ſonſt der Fall geweſen und ſind dle 


Preiſe der Fiſche daher für dle ii Jabreszelt ztemlich boch, zumal 
die Verſendungen grüner Waare nach Berlin, Poſen, Breslau sc. 
faſt den ganzen Fang vom Markte nehmen. Es iſt eine nicht zu 
verkennende Thatſache, daß die Fiſcherei in der Oder mit ihren 
Nebenſtrömen und im Haff von Jahr zu Jahr weniger erglebig 
wird, wozu der ſtarke Dampfſchiffsverkehr, durch den die Fiſche 
von den Lalchplätzen verſcheucht werden, weſentlich beiträgt. Einen 
vollſtändigen Erſatz für dieſen immer fühlbarer werdenden Mangel 
würde die Serſiſcherei zu liefern im Stande fein, allein der man ⸗ 
gelbafte Verkehr mit Swinemünde macht den Verſandt der See- 
ſiſche im Winter äußerſt schwierig, ja verhindert denſelben faſt 
ganz. Sollte das Projekt einer direkten Eiſenbahn-Verbindung 
zwiſchen bier und Swinemünde jeßt endlich, wie es allen Anſchein 
hat, zur Ausführung kommen, jo werden auch dem Serfiihhandel 
neue Abjapquellen eröffnet werden, und dem Jalande ein wichtiger 
Konſumartikel von hier aus zu jeder Jahreszeit zugeführt werden 
können. l f 

— Der neu ernannte Kommandant unjerer Stadt, Herr Ge⸗ 
neral - Lieutenant v. Frephold, iſt geſtern zur Uebernahme der 
Geſchäfte hier eingetroffen. 

— Dem Oberſten v. Heimroth, aus früher anhaltiniſchen 
Dienſten dem Grenadierregiment König. Friedrich Wilhelm IV. Nr. 
2 in Stettin aggregirt, iſt der nachgeſuchte Abſchied als Gentral⸗ 
Major mit Penfion bewilligt worden. 

— Geſtern find in den Volkelüchen 2270 Portionen Suppe, 
und zwar auf der Laſtadie 771, Torney 138, Grünhof 220, Gra- 
bow 230, Bredow 306, Bredower Antheil 405, Züllchow 161 
Portionen verabreicht. 

— Ein hiefiges demokratiſches Blatt bringt zur Unterhaltung 
feiner Leſer in der geſtrigen Abendnummer eine romantiſche Er- 
zählung in Betreff einer bitteren Erfahrung, welche bie Naͤchſten⸗ 
liebe bei dem gegenwärtigen Notbſtande auf dem Bredower Antheil 
gemacht haben ſol, indem eine bieſige Kaufmanns dame angeblich 
durch die ihr von einer Einwohnerin jenes Ortes gemachten, nach- 
träglich als lügenhaft ermittelten Angaben über den Tod ihres 
Mannes, die dadurch hervorgerufene berzzerreißende Noth u. ſ. w. 
zur Hergabe einer namhaften erſten Unterſtützung verleitet worden 
jei. An dleſer ganzen Erzählung if, wie wir aus ſicherer Quelle 
erfahren, kein wahres Wort und iſt es auch nicht unſere Auf- 
gabe, dergleichen wahrbeltswidrige Angaben zu berichtigen, jo. er- 
ſcheint uns dieſe Mittdeilung doch ſchon aus dem Grunde geboten, 
um nicht „unbegründetts“ Mißtrauen aufkommen zu laſſen. 

— Vor dem Krimlnalgericht ſtand geſtern die 25 jährige un- 
verthelichte Dorothea Howe aus Schwarzow unter der doppelten 
Anklage der Beſeltigung einer Kindesleiche und der fahrlaſſigen 
Tödtung eines Menſchen. Die Anklage gründete ſich auf folgen- 
den Sachverhalt. Am 29. April 1867 wurde der Hirt aus 
Schwarzow, welcher auf der dortigen Feldmark Schafe hütete, 
durch ſeinen Hund auf einen ſtark in Verweſung übergegangenen 
Kinderleichnam aufmerkſam gemacht, den vermuthlich ein Raubibier 
aus der Erde geſcharrt batte; ſpäter am Abend war die Leiche von 
dort verſchwunden. Ferner fanden Frauen, welche in den erſten 
Tagen des September v. J. über den Tornty'ſchen Kirchbof gin⸗ 
gen, auf einem Grabe, dicht am Wege, einen leinenen Beutel, in 
welchen, wie ſich derausſtellte, die Leiche eins Kindes männlichen 
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Geſchlechtes eingewickelt war. Nach dem Geſtändniß der Angeklag⸗ 
ten hatte fie das erſte Mal im Herbſte 1866 auf der Schwar⸗ 
zower Feldmark, nachdem bereits die Winterſaat beſtellt geweſen, 
geboren und die Leiche des Kindes, welches nur ungefähr eine 
Biertelftunde gelebt haben ſoll, eingeſcharrt. 
fie zu verheimlichen gewußt und jo blieb ihre That verborgen. Ein 


Ihren Zuſtand hatte 


Jahr ſpäter befand ſie ſich wieder in geſegneten Umſtänden und 
war ſie, ihrer Angabe nach, auf dem Wege nach Stettin begriffen, 
wo fie ſich einen Dienſt ſuchen wollte. In der Nähe von Torney 
gebar ſie abermals, wickelte in Ermangelung von irgend welchen 


Kleidungeſtücken das Kind in einen Sack, den fie mit fi führte, 


und legte ſolchen mit dem Kinde an jener Stelle nieder, wo ihn 
die Frauen fanden. Nach ihrer Verſicherung hatte ſie die Abſicht, 
ihr Kind, wenn ſie aus der Stadt zurückkehrte, abzudolen und 
anderweit in Pflege zu geben. Das Urtbeil der ſachverſtändigen 
Aerzte lautete übereinſtimmend dahin, daß nach dem Obduktlons⸗ 
befund „Stickfluß“ die Todesurſache geweſen, und daß derſelbe ſehr 
wobl in Folge Entziehung der atmoſpbäriſchen Luft durch Ein⸗ 
büllung in den dichten Beutel habe herbeigeführt ſein können. Dle 
Angeklagte wurde der beiden ihr zur Laſt gelegten Vergehen für 


ſchuldig erkannt und dem Antrage der Staatsanwaltſchaft gemäß 


zu 1 Jahr Gefängniß verurtheillt. 

— Die Vorſtellungen im Salon „Agoſton“ erfreuen ſich fort⸗ 
geſetzt einer ſehr regen Tbeilnabme des Publikums, welches den 
von einem humorkſilſchen Vortrag begleiteten Zauberſtückchen mit 
lebbaftem Intereſſe folgt, umfomehr, als Herr Agoſton jeinen Pro- 
duktlonen eine angenehme Abwechſelung zu geben welß. Eine 
Ueberraſchung wurde dem Publikum geſtern Abend dadurch geboten, 
daß der ganze Schüßengarten durch elektriſches Licht, welches der 
Winterlandſchaft einen magliſchen Anblick verlleh, erleuchtet war. 

Stargard, 24. Januar. Die durch Penflonirung des 
Stadtſekretärs Haaſe erledigte Stadtſekretär⸗Stelle ſoll, wie uns 
mitgetheilt wird, dem Herrn Möhnert, Feldwebel im Füſtlier⸗ 
Bataillon 2. pomm. Grenadler-Regiments (Colberg) Nr. 9, über⸗ 
tragen worden fein. — Der Grenadler Köhn vom 14. Jufan⸗ 
terie-Regiment, welcher ſich von feinem Regimente belmlich entfernt, 
wurde geſtern von dem Gensd'armen Droeſe ergriffen und an das 
hieſige Regiments-Kommando abgeliefert. 


Literariſches. 

Gruppe, Vaterländ ſche Gedichte. Neue Folge: der Krleg 
von 1866. Neuruppin 1867. S. 39. Wir haben in dleſem 
Blatte bereits der va terländiſchen Gedichte lobend Erwähnung ge⸗ 
than. Die edle Sprache, der ſriſche Gelſt, der in denſelben weht, 
die Vaterlandellebe, welche ſich in ihnen ausſpricht, und der dlch⸗ 
teriſche Schwung, welcher diefelben durchdringt, empfehlen ſie als 
Lektüre für die reifende Jugend, und werden manche derſelben eine 
bleibende Stätte in der Schule gewinnen. Auch die neue Folge 
reiht ſich würdig der früheren Sammlung an und enthält manch 
triffliches Gedicht; fie giebt dem Ganzen erſt den würdigen Ab⸗ 
ſchluß. Die Siege von 1866, ſagt der Verfaſſer ſelbſt, bringen dle 
Beſtrebungen aller Regenten des Hohenzollernſcheu Haufes, die zugleich 
in das Blut des Volkes übergegangen find, erſt zu ihrem glorreichen 
Abſchluß. Wie nun die vaterländiſchen Gedichte gan) beſonders die⸗ 
fen durch Preußens Geſchichte hindurch laufenden Faden feſtzuhal⸗ 
ten und hervorzuheben bemüht waren, ſo durften die denkwürdigen 
Ereigniſſe des Krieges von 1866 auch hier nicht fehlen. Die 
Dichtkunſt mag, wo alle Künſte zur Verherrlichung ſich aufgefor⸗ 
dert ſehen, nicht zurückbleiben, und vieleicht if ſchon jo viel Ab⸗ 
ſtand der Zeit gewonnen, um in großen Zügen das Bild und die 
Bedeutung jener Tage zu faſſen und es in der Sprache dleſer 
Kunſt patrlotiſchen Herzen vorzuführen. 

Börſen⸗Berichte. 

Stettin, 25. Januar. Witterung: trübe. 

Morgens — 8 R. Wind: SO. 
un der Bor ſe. 

Weizen wenig verändert, per 2125 Pfd. gelber 103107 t bez., 
, 8 a Tier fa ide i 10, 168 2 DW 

ez. = . ge * 727 7 r 1 „ U. 
Gb, Mai- Jani 10275 5% Br., Juni 103 29 be 5 f Be 

dog gen wien höher, dann weichend, ſchließt behauptet, pr. 2000 
Pfd. loco feiner 78, 79% n bez, geringer 77, 77% M bez., Januar 
79 78. Aa Si Ahr 80 %, 80 11 bez. 16 Mai⸗Juni 81, 80 
Sec 10 = a Rs. Br., Juli⸗Auguſt Br., September⸗ 

erſte ſtill, pr. 1750 Pfd. loco geringe ungariſche 51! bez., b 
ungar., ey e 15 mac, 1500 33 72990 1225 4 * 

afer ezahlt, per 13 f 37, 38.9 . — is 
Babe ee 3550 5 Sue Wee eee 

rbjen fell, per loco — 1 . 
71½ een 1 Gd. a" . ene ER ee 

Petroleum ſeſt, loco 61%2, 7.24 bez., Januar 6% AG bez. 
Sunn 1 allet Kor, er 1 75 
I Gd., September Ottober 10% bez. e RE 

Mais ungariſcher loco per 100 Pfd. 2% , bez. 

Spiritus ſchließt matt, loco ohne Faß 20%, „ bez., Januar und 
Januar - Februar 20 % Gd., Frühjahr 20%, 4% bez, 20% . Br., 
Mai⸗Juni 20% 4 Br., Juni⸗Juli 21½% . Br. 

Regulirungs⸗Preiſe: Weizen —, Roggen 79, Rüböl 10, 
Spiritus 20. 
Landmarkt. 


Weizen 100-106 , Roggen 7577 , Gerſte 51—53 , 
Hafer 36 ½—38 % br. 26 Scheffel, Erbſen 6670 As per 25 Scheffel, 
Heu pr. Ctr. 15 20 e, Stroh pr. Schock 7-8 % 

Hamburg, 24. Januar. Getreidemarkt. Weizen und Roggen loco 
und auf Termine weſentlich höher, ab auswärts lebhaft und höher. Weizen 
pr. Januar 5400 Pfd. netto 180 Bankothaler Br., 179 Gd. Roggen pr. 
Januar 5000 Pfd. Brutto 141 Br., 140 Gd. Januar N 141 Br., 
140 Gd., per Frübjahr 140 Br., 139 Gd. Hafer feſt. Rüböl loco 22%, 
per Mai 23½. Spiritus höher gehalten. Kaffee ruhig. Zink ſehr ſtille. 
— Sehr ſchoͤnes Wetter. 

Amſterdam, 24. Januar. Getreidemarkt. (Schlußbericht.) Weizen 
ſtille. Roggen loco 3 Fl. höher, pr. März 31612, pr. Mai 320 ½. Rüböl 
pr. Mai 35 ½, pr. Nodbr.⸗Dezbr. 37. 


Temperatur — 47, 


